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Iuferate werben biligſ berechnet. — Reclamolionen, wenn unverfiegelt, ind portofrei. 


Mit 1. October beginnt ein neues Abonnement 
auf die „Heitſchrift für Verwaltung“ und bitten wir unfere 
geehrten Herren Abonnenten, deren Pränumeration Ende Sch: 
tember abläuft, um boldige Erneuerung per Poſtanwei⸗ 
fung, damit keine Unterbrechung in der Expedition ſtattfindet, 
ebenfo erſuchen wir rückſtändige Beträge (von 
früheren Quartalen) jetzt gefälligſt auszugleichen. 
Die Verlagsbuchhandlung. 
Jn halt: 

Ueber die Bildung des Verwaltungsrechtes durch die Praxis, 
insbeſondere über bie Bedeukung der Präjubicien — 
(Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis! 

Zur Frage der Zulaſſigkeit genteinſamer Berathungen in Verſammlungen von 
Ausſchüſſen mehrerer Bezirksvortretungen. 

Zur Frage, von welcher Behörde eine auf Entziehung einer Gewerbs-Con⸗ 
ceſſion abzielende Anzeige in Verhandlung zu nehmen iſt, ob von ber 
Behörde, welche in letzter Inſtanz die Conceſſion ertheilt hat, oder! 
von der ordentlichen Gewerbsbehörde erfter Inſtanz. 

Staatswiſſenſchaftliche Bibliographie. 

Verordnungen. 

Perſong lien. 

Erledigungen. 


Zleber die Bildung des Verwaltungsrechtes durch die 
Praxis, inshefondere über die Bedeutung der Pra- 
judicien. 

(Schluß.) 


Wir haben ſo die Frage berührt, ob die unteren Verwaltungs⸗ 
behörden au die Pröfudiclen der oberen gebunden find. Die Beaut⸗ 
wortung if von ſußerſter Wichtigkeit für eine frele ſelbſiſländige Ent⸗ 
wicklung der Praxis. Dieſer Gegenſtand ſteht im engſten Zuſam⸗ 
menhonge mit der Frage nach der rechtlichen Bedeutung, welche die 
eigenen Pröfudicen für die einzelne Verwaltungsbehörden haben. 

Unterſuchen wir ernſtlich dieſe letztere Frage. 

Die Verwaltungsbehürden haben eine doppelte Function zu ver⸗ 
ſehen. Sie find ſowohl die Gerichtshöfe für das öffentliche Recht, 
als auch betraut mit der Voliiehung der Geſetze und Vorſchriften, 
welche die Ordnung und den Forkgang der Staatsverwaltung be⸗ 
zwecken; fie erkennen über das rechkliche Daſein beſtrittener öffentlicher 
Reihtsverhältniſſe; und verwirklichen die Rechtsbeſtimmungen an den 
thatſächlichen Verhältniſſen, ohue daß dieſe Thatigkett durch Streit be⸗ 
dingt wäre. Die Grundsätze, welche bei den Eivil- und Criminal⸗ 
gerichten über die Bedeutung der Prläjndicien gelten, dürfen und 
müſſen analog auf die richterliche Thätigkeit der adminiſtratiben Be⸗ 
hörden angewandt werden. In den wichtigſten Beziehungen find die | 


Verhültulſſe dieſer drei Arten von Gerichtsbehörden uberelnſtimmend. “) 
Vor Allem gilt dies von der gleichartigen richterlichen Thätigkeit, 
durch welche die Thatſachen unter die einſchläglge Rechtsbeſtimmung 
ſubſumirt werden, um das wirklich beſtehende Rechtsverhaltniß zu er⸗ 
mitteln. Die Gleichheit der Verhälknſſſe rechlfertigt die analoge Uns 
wendung der für die Clvil⸗ und Eriminalgerichte geltenden Grundsätze 
auf die Präjndicien der Verwaltungsbehörden, inſoſern fie als Richter 
in öffentlichen Rechtsverhältniſſen thatig werden. 

Nach der Anſicht der hiſtorlſchen Schule haben Präjudicien der 
Civilgerichte keine bindende Kraft, fofern fie auf einem Satze des 
Juriſtenrechts beruhen; iſt aber durch eine Reihe voraufgegangener 
Urtheile ein Satz des Gewohnheitsrechts feſtgeſtellt worden, fo kann 
derſelbe nur durch Geſetzgebung oder Gewohnhelt wieder abgeſtellt 
werden. Die Unterſcheidung zwiſchen Jurſſtenrecht und Gewohnheits⸗ 
recht in dieſer Weife iſt irrig. Jurtſtenrecht iſt in der Entwickelung 
begriffenes Gewohnheitsrecht. Durch die fortgeſetzte praktiſche Anwen⸗ 
dung wird es zur allgemein giltigen Rechtsbeſtimmung erhoben. An 
den Präjudieten der Gerichte, welche ſog. Juriſtenrecht zur Anwendung 
bringen, muß in gleicher Weiſe feſtgehalten werden, wie an denjenigen, 
welche Gemohnheitsrecht anwenden. 

In den Verwaltungsgerichten wird praktiſch eine Unterſcheidung 
zwiſchen dedueirtem und nichtdeduelrtem Rechte nicht gemacht. Sie ift 
auch gußerlich unmöglich, weil es eine beſondere Theorie des Verwal⸗ 
tungs rechtes kaum noch giebt. Ob ein Präfudiclum einen wiſſenſchaft. 
lich deducirten Rechtsſatz ausſpricht, oder einen ergänzenden, oder oh 
die Behörde bei ruhender Geſetzgebung eine Umgeſtaltung des geſetz⸗ 
lichen Rechts angebahnt hat, gilt durchaus gleich. 

Wie oft muß aber ein Präjudteium wiederholt fein, damit fein 
Inhalt als eine gewohnheitsrechtlſche Beſtimmung gelten kann? Wo 
der Adminiſtration eine thätige Geſetzgebung zur Seite fehl, darf der 
Verwaltungsbeamte unter keinen Umſtänden von dem erſlen Präjudi⸗ 
cium abweichen. Derſelbe wird übrigens auch nicht leicht Veranlaſſung 
finden, das erſte Präcedens wiederum zu verlaſſen. Das Verwaltungs 
recht ift kein fremdes, reclpirkes. Der Beamte ſteht unter dem Ein⸗ 
fluſſe der unmittelbaren Anſchanung des Lebens und feiner Bedürf⸗ 
niſſe. Dem Cipilrichter dagegen kann jeder Tag eine Entdeckung 
bringen, die einen Irrthum über das, was er bisher für geltendes Recht 
hielt, berichtigt. Ihm ſteht im Pxivatrechte keine thätige Geſetzgebung 
zur Seite; die Fortbildung des Rechts iſt im Weſentlichen ihm felber 
anvertraut. Aber ſelbſt unter den gegenwärtigen Verhällniſſen wäre 
bei den letztern ein ſtrengeres Feſthalten au der Praxis wohl durch⸗ 
führber. Für die Verwaltung wenigſtens find die Bedingungen durch 
das thatige Eingreifen der Geſetzgebung dafür vorhanden. Das An⸗ 
ſehen und die Würde des Rechts gründet ſich vor Allem auf die 
gleichmäßige Sicherheit in der Anwendung. Eine plötzliche Abänderung 
hergebrachter Rechtsbeſtimmungen durch die Organe, deren Haupt 
thätigkeſt eben nur in der Anwendung des Rechts beſteht, iſt mehr als 
alles Audere geeignet, das Gefühl der Rechtsſicherheit und das Ber- 
trauen auf die Continuität des Rechts im Volke zu erſchüttern. Eine 
wirklich couſtitutionelle Verwaltung iſt nur möglich, wenn insbeſondere 
in den obern Verwalkungsſtellen das ſtrengſte Feſthalten an den Prä- 
judicien eine ausnahmsloſe Regel bildet. 


*) Gneiſt, Engliſches Verfaſſunngs⸗ und Merwaltungsrecht I, 691. 


Man wird freilich einwenden, es ſei dann ein etwa in ber 
wiſſenſchaftlichen Ableitung begangener Irrthum, ader eine unzweck⸗ 
mäßige ergänzende Norm ein für allemal eingeführt. Für die be⸗ 
treffende Berwaltungsſtelle allerdings; allein es kann dieſer ſehr 
ſchnell durch ein declaratives Reſcript der vorgefetzten Behörde gehol⸗ 
fen werden. Sit ein Irrthum von dem Miniſterium ſelbſt begangen 
worden, fo iſt eine deelaratoria auf dem gewöhnlichen Wege der 
Gefetzgebung ebenſo leicht zu erlangen. 

Dieſe Sätze, welche für die richterliche Thätigkeit der Vermal⸗ 
tungsbehörden gelten, ſind analog auf ihre executive Function anzu⸗ 
wenden. Die Normen, welche fie einmal ihrer ausführenden Thatig⸗ 
keit zu Grunde gelegt haben, müſſen in alle Wege von ihnen ferner 
beobachtet werden. Ein öfterer Wechſel hätte hier dieſelben Nachtheile 
wie bei deu gerichtlichen Präjudieien. Nur kann die vorgeſetzte Be⸗ 
hörde auf die executive Wirkſamkeit der untern Inſtanz einen beſtim⸗ 
menden Einfluß geltend machen. In uneigentlichem Sinne kann alſo 
auch bei der regierenden Gewalt von Präfudicien geredet werden, ins 
ſofern, wo das gleiche Bedürfniß ſich wiederholt, auch die gleiche E 
ſcheldung wie früher Platz greifen muß. Im Uebrigen kommen h 
ſichtlich der Normirung der elnzelnen, rechtlich der regierenden Ge⸗ 
walt unterliegenden, Fälle lediglich Rückſichten des öffentlichen Nutzens 
iu Frage. 
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Unerläßlich iſt die Motivirung der Beſcheide, welche von den 


Verwaltungsbehörden in ihrer richterlichen Function erlaffen werden. 


Ohne dies if au eine ftätige und heilbringende Entwickelung der 


Praxis gar nicht zu denken. Ueberall, wo eine eigentliche richterliche 
Thätigkeit, d. h. Subfumtion der Thatfachen unter die Rechtsvor⸗ 
schrift behufs Ermittelung des zwiſchen den Streitenden wirklich bes 
stehenden Rechteverhälluſſſes, — ſtattfindet, iſt auch eine rechtliche 
Motivirung der Beſcheide nothwendig. Der Mangel einer ſolchen hat 
die größten praltiſchen Unzuträglichkeiten im Gefolge; die Streitenden 
find in Ungewißheit, ob fie rerurriren ſollen oder nicht, recurriren 
endlich, um wo mögllch einen Schaden zu vermeiden und vermehren 
dadurch bedeutend die Geſchaftslaft. Die Nachfolger im Amte kennen 
nicht die Gründe der Präcedentien; hierdurch ſinken dieſe natürlich 
bedeutend im Werthe und die Begrundung einer couftanten Praxis 
wird erſchwert. Wichtig iſt, daß man die judſcirende und reglerende 
Function hier gehörig auseinander hält; hinſichtlich der letztern ſteht 
es allerdings im Belieben der Behörde, ob ſie Grunde geben will 
oder nicht. Freilſch wird man wohl thun, auch die Acte der regie⸗ 
renden Gewalt ſtets, wenn es ohne Verletzung ſonſtiger Intereffen 
geſchehen kanu, mit Gründen zu verfehen. Ze freier die regierende 
Gewalt und je größer die Macht, die in ihre Hände gelegt iſt, um fo 
mehr Veranlaſſung iſt gegeben, auch nur den lelfeſten Schein einer 
willkürlichen Ausübung derſelben zu meiden. Eine Regel, welche man 
hinſichtlich der rechtlichen Beſchelde der Verwaltungsbehörden öfter 
aufſtellen hört, geht dahin, daß bei wichtigern Sachen Gründe gege⸗ 
ben werden müßten; wogegen bei minder wichtigen dies nicht erfor⸗ 
derlich ſel. Dies iſt nur der Schein einer Regel; wornach ſoll es 
beurtheilt werden, ob eine Angelegenheit wichtig oder unwichtig it? 
Wie leicht iſt es möglich, zumal wo ein einzelner Beomter entſcheidet, 
daß ſich hinter das „wichtig oder unwichtig“ Mangel an Fleiß oder 
einfeitiges Intereſſe für die eine oder andere Branche feiner Geſchäfte 
verſteckt. Von dem Falle, wo man nicht nur feine, fondern gar 
andere als rechtliche Gründe hat, mithin fie nicht nenut, weil man 
ſich eigentlich derſelben ſchämt, wollen wir zur Ehre unſerer Ver⸗ 
waltung annehmen, daß er nicht vorkommt. 

Betrachten wir weiters die Bedeutung der Präjudielen der oberen 
Verwaltungsbehörden im Verhältniſſe zu den Entſcheidungen der Unter⸗ 
behörden. 

Für die unteren Juſtauzen der Civilgerichte gelt im gemeinen 
Rechte der Satz, daß ſie an die Präjudicien der oberen Inſtanzen 
nicht gebunden find, vielmehr durchaus nach ihrer eignen heften Ueber⸗ 
zeugung zu urtheilen hoben. Derſelbe Satz gilt nun auch für die Gerichte 
im öffentlichen Rechte; wie ſich leicht ergkebt, wenn man die mit der 
richterlichen Function verbundenen executiven und regierenden Amts⸗ 
befugniſſe gehörig unterſcheidet. Das Präfudieat der obern Inſtanz, 
erlaſſen auf Berufung gegen einen Act der regierenden Gewalt, wel⸗ 
chen die Unterbehörde ausgeübt hat, bindet die letztere für alle künſtig 
vorkommenden gleichartigen Falle. Die Geltung gleichförmiger Prin⸗ 
cipien auf dem Gebiete der Zweckmäßigkeit und der Politik iſt für 
den modernen einheitlich organiſirten Staat eine Lebens bedingung. 
Daſſelbe gilt von den allgemeinen Geſetzen und ſpeciellen Normaliven, 
deren Ausführung den Verwaltungsbehörden obliegt. Es handelt ſich 


hier nicht um ſtreitige Rechte, vielmehr lediglich darum, an den that 
ſächlichen Verhältniſſen die Rechtsbeſtimmungen zu verwirklichen und 
anzuwenden, welche für erſtere gleichmäßig aufgeſtellt find. Den Unter⸗ 
behörden Abweichungen zu geſtatten, wäre ohne Sinn, da man anneh⸗ 
men darf, daß beſondere locale Bedürfniſſe bereits von der Geſetz⸗ 
gebung vorgeſehen oder von der ausführenden oberſten Verwaltungs⸗ 
ſtelle gehörig berückſichtigt ſein werden. 

Für die regierende und executive Thätigkeit der Verwaltungsbe⸗ 
hörden find demnach die Präfudiclen der vorgeſetzten Behörden für 
alle gleichen thatſächlſchen Verhältniſſe bindend; dagegen find bie 
untern Inſtanzen in ihrer richterlichen Function an Entfcheidungen der 
oberen, welche einfach bei Gelegenheit eines einzelnen Falles ergangen 
find, ebenſo wie die Civiluntergerichte, nicht gebunden. Um einen 
definſtinen Entſcheid über ein ſtreitiges affentliches Rechtsverhältniß zu 
gewinnen, werden die thatfächlichen Verhältniſſe unter die Rechtsvor⸗ 
ſchrift ſubſumirt, am deren Maßſtab die Exiftenz des fraglichen Rechts⸗ 
verhältniſſes geprüft. Dieſer Maßſtab kann kein anderer fein, als 
das geltende öffentliche Recht. Dies iſt aber nicht die Anſicht des fer 
weiligen Chefs der Verwaltung, ſondern find die von ihm und feiner 
Einfiht unabhängigen Rechtsnormen, zu deren Verwirklichung der 
untere wie der obere Beamte beizutragen hat mit den Machtmitteln, 
welche die Rechtsordnung in feine Hände gelegt hat. Mehrere Ins 
ſtanzen werden den Unkerthanen, welche ſich über Verletzung ihrer 
Rechte beſchweren, geboten, damit die Prüfung ihrer Beſchwerde eine 
moͤglichſt vollſtändige und reiflich erwogene fei; dieſer Zweck würde 
vereitelt werden, wenn man von voruehereln die untere Inſtauz an 
die Prüjudieien der oberen binden wollte. Die Einrichtung mehrerer 
Inſtanzen der regierenden und ausführenden Gewalt iſt lediglich eine 
Folge der factiſchen Unmöglichkeit, von einen Mittelpunkte aus den 
Staat zu regieren und die vorkommenden Verhalkniſſe vollſtändig zu 
überſehen. Das eigentlich ausführende und entſcheidende Subject iſt 
die Regierung ſelbſt, die unteren Behörden ſind uhre ſtellvertretenden 
Organe. 

In einigen Staaten (3. B. in Baſern) find die unteren Se 
ſtanzen angewieſen, principielle Eutſcheidungen, Avelche von den Ober⸗ 
behörden ausgehen, zu generaliſiren. In anderen Staaten, und fo 
auch bei uns in Oeſterreich, ſiud keine beſtimmten Vorſchriften über 
dieſen Gegenſtand vorhanden, und in der Praxis exiſtiren ebenfo 
weuig feſte Prineſpien. Bald wird die unbedingte Verpflichtung die 
Präfudieien der oberen Verwoltungsſtellen zu befolgen behauptet, bald 
trifft man auf Anſichten, die dem oben Ausgeführten näher kommen. 
Immerhin iſt aber deren Aufrechthaltung von der mehr oder weniger 
unabhängigen Gefinnung und Charakterfeſtigkelt des betreffeuden Bes 
amten bedingt und ſichere geſetzliche Beſtimmungen um ſo dringender 
wünſcheuswerth. 

Man wird vielleicht einwenden, daß durch unſere Anſicht die 
Einheit des öffentlichen Rechts in der Ausführung gefährdet werde 
und daß hier dieſelben Geſichtspunkte, wie für die executive und regie⸗ 
rende Gewalt anwendbar ſeien. Es handelt ſich aber eben um eine 
Function ganz anderer Art; follte dieſer Grund auch die richterliche 
Gewalt der Verwaltungsbeamten treffen, ſo würde derſelbe auch für 
die Civilgerichte beweifen. Immerhin mag es ſchwierig genug fein, 
für die untere Behörde ihre abweichende Anſicht gegen die der vorge⸗ 
ſetzten Vermalkungsſtelle zu behaupten; bedeutend ſchwieriger als für 
ein Untergericht gegenüber feinem Obergerichte. Dos kann aber dem 
rechtlichen Grundfatze nicht ſchaden. Ohnehin ſtehen der oberen Ver⸗ 
waltungsbehörde ſehr wirkſame Mittel zu Gebote, um den Widerſtand 
der unteren zu brechen; ganz abgefehen non der Appellation. 

Die in gehöriger Form erlaffenen Befehle vorgeſetzter Behörden 
verpflichten den untergeordneten Beamten zur genauen Befolgung, in⸗ 
dem fie ihn zugleich von der Verantwortung befreien. Wenn aljo die 
untere Behörde ihre Anſicht in judicando gegen das Präfudictum 
der oberen aufrecht erhält, ſo kann die letztere die künftige Anwendung 
der von ihr als richtig erkannten Auffaſſung ſehr leicht ſicher ſtellen. 
Sollte die Einheit des öffentlichen Rechts wirklich in erheblicher Weſſe 
durch die Abweichungen der untern Inſtanzen gefährdet fein, fo laßt 
fich dem vorbeugen; ein übermäßfger Gebrauch dieſes Mittels hat 
aber den großen Nachtheil, daß den ſich beſchwerenden Perfonen das 
Recht auf mehrmalige und ſorgfältige Prüfung ihrer Sache verküm⸗ 
mert wird. Es erhellt, daß in einem einfachen Präjudicium der oberen 
Verwaltungsſtelle an und für ſich Nichts liegt, was den untern Be⸗ 
amten veranlaffen könnte, daſſelbe inskünftig in gleichen Fällen anzu⸗ 
wenden. Ein Präludicium kann aber die Qualität eines Auftrages 
erhalten, wenn es durch die Geſetz⸗ und Verordnungsblätter des Staats 
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den Behörden und Uuterthanen zur allgemeinen Keuntniß gebracht 
wird. Hier ſpricht ſich in der Art der Bekanntmachung die Abſicht 
klar aus, das Präfudicat den Behörden als ein ſtets und allgemein 
anwendbares vorzuſchreiben. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Zuläffigleit gemeinſamer Berathungen in Verſammlungen 
von Ausſchüſſen mehrerer Bezirksvertretungen. 


Zur Durchführung des Geſetzes vom 24. Mal 1869, Nr. 88 
R. G. B., über die Regelung der Grundſteuer wurden in Böhmen 
eine Landescommiſſion und vier Landesſubcommiſſionen gebildet, die 
erſtere mit 10, jede der letzteren mit je 8 Mitgliedern. Gemäß des 
8. 8 des bezogenen Geſetzes hat die Hälfte der Mitglieder diefer 
Commiſſion die Landesverkretung zu wählen, es hat jedoch der böhmiſche 
Landtag in feiner Sitzung vom 24. October 1869 den Beſchluß ges 
faßt, dem Landesausſchuß dle Wahl diefer Commiſſionsmitglieder zu 
überlaffen. In Folge deſſen wendete ſich der Landesgusſchuß an ſämmt⸗ 
liche Bezirkgausſchüſſe um deren Gutachten, und ſtellte hierbel, gleich⸗ 
wie analog an alle anderen Bezirksausſchüſſe an jenen zu Ch. das 
Erſuchen, daß derſelbe in Abſicht auf die vom Landesausſchuſſe für 
die Subcommiſſton in Ch. zu vollziehende Wahl von 8 Mitgliedern 
und ebenſodjel Erſatzmannern geeignete Perſönlichketten in Vorſchlag 
bringen und ſich dabei gegenwärtig halten möge, daß die Hälfte der 
Mitglieder aus der Reihe der Steuerträger des Bezirkes (i. e. der 
Subcommiffion) zu wählen ſei. Ueber dieſe Aufforderung des Landes⸗ 
ausfchuffes fand ſich der Bezirksausſchuß don Ch. veranlaßt, ſämmt⸗ 
lichen im Bereiche der Landes⸗Subcommiſſion befindlichen Bezirksaus⸗ 
ſchüͤſſen den Vorſchlag mitzutheilen, zum Zwecke der vorläufigen Be⸗ 
rathung über die Art und Weiſe der Wahl der Mitglieder und Er⸗ 
ſatzmaͤnner der Ch. Landes⸗Subcommiſſion und eventuell zur Aufſtel⸗ 
lung einer Candidatenliſte eine Verſammlung von Abgeordneten der 
bethelligten Bezirksausſchuͤſſe abzuhalten. 

Da ſämmtliche Bezirksausſchüſſe dieſem Vorſchlage beiſtimmten, 
fo wurden diefelben zur Theilnahme an der Verſammlung nach P. 
eingeladen. 

Von der Abhaltung dieſer Verſammlung erſtatkete der Obmann 
der Ch. Bezirks⸗Vertretung dem Bezirkshauptmann in P. die Anzeige. 
Der letztere fand ſich veranlaßt, die Verſammlung auf Grund des 
9. 6 des Verfammlungsgefeges vom 15. November 1867 zu unter⸗ 
ſagen, indem er zur Moklvirung anführte, daß nach dem Geſetze vom 
24. Mai 1869 über die Regulirung der Grundsteuer die Landes⸗ 
ſchätzungs⸗ und Landes⸗Sublommiſſian von der Landesvertretung, und 
die Bezirksſchätzungs⸗Commiſſion von den in einen Wahlkörper zufam⸗ 
mentretenden Bezirksausſchüſſen desſelben politiſchen und zugleich 
Schätzungs⸗Bezirkes zu wählen ſei, daß ſomit zwiſchen den Bezirkes 
Ausſchüſſen verſchledener polltiſcher Bezirke rückſichtlich dieſer Wahlen 
nicht der geringſte Zuſammenhang beſtehe, und daß ſich die Bezirks⸗ 
Ausſchüſſe, wenn fie die beabſichtigte Verſammlung abhalten, etwas heraus⸗ 
nehmen, wozu fie nicht berufen find, daß weiters der Bezirkes ⸗Aus⸗ 
ſchuß nicht berechtigt ſei, feine Wirkfamkeit über das Gebiet der Bezirks⸗ 
Vertretung hinaus auszudehnen, und ſich (oußer dem Falle einer be⸗ 
ſonderen abweichenden Vorſchrift) anderswo als am Sitze der Bezirks⸗ 
Vertretung zu verfammeln. 

Gegen dieſe Verfügung des Bezirkshauptmannes brachte der Ch. 
Bezirksausſchuß den Rekurs ein, worin geltend gemacht wurde, daß die 

ich P. einberufene Verſammlung von Abgeordneten der Bezirksaus⸗ 
fen: keine öffentliche oder jedem zugängliche Verſammlung, ſondern 
eine prinative Berathung von Vertrauensmännern fein ſollte, daher 
gar nicht unter das Geſetz über das Verſammlungsrecht falle; daß der 
Bezirkshauptmann den Bezirksausſchuſſen das Recht abſpreche, bezüg⸗ 
lich der Wahlen in die Landesſchätzungs⸗Commiſſion fich auszuſprechen, 
während dieß doch den Bezirksnusſchüſſen von dem Landes ausſchuſſe 
aufgetragen worden ſei; daß doch keine Ueberſchreitung des Wirkungs⸗ 
kreiſes vorliege, da es ſich lediglich um Berathung gemeinſchaftlicher 
Angelegenheiten gehandelt habe, die Niemond verbieten könne. 

Die Statthalterei wies den Recurs ab, indem fie in der Be⸗ 
gründung in meritoriſcher Beziehung bemerkte, daß das Verſammlungs⸗ 
geſetz auf Verhandlungen der Bezirksausſchüſſe allerdings keine An⸗ 
wendung finde, daß aber die veranlaſſende Einladung des Landesaus⸗ 


ſchuſſes uicht an die Geſammtheit der Bezirksausſchüſſe, ſondern nur 
an die einzelnen Bezirksausſchüſſe erlaſſen worden ſel, ohne daß eine 
ſchriftliche oder mündliche Rückſprache derſelben untereinander nur ange⸗ 
deutet worden wäre; daß die Aufſtellung einer Candidatenliſte ſich als 
das Ergebniß einer Berathung darſtellen würde, bei welcher die Abge⸗ 
ordneten der Bezirksausſchüſſe zuwider den Beſtimmungen der 88. 50 
und 59 des Bezirks- Vertretungs- Geſetzes nicht bloß die maßgebenden 
Verhaltniſſe des eigenen Bezirkes darlegen, ſondern auch über die 
maßgebenden Verhältniſſe anderer Bezirke eutſcheidend ſich aus⸗ 
ſprechen müßten, und daß endlich die Berathung der Bezirls⸗Ver⸗ 
tretungen und Ausſchüſſe felöft über Gegenſtände des eigenen Wirkungg. 
kreiſes außerhalb des Sitzes der Bezirks⸗Vertretung gemäß F. 5 des 
Geſetzes über die B. V. unzuläſſig ſei; (auch ſei die Thatſache, daß 
der Bezirksausſchuß von P. lange vor der Verſammlung dem Landes⸗ 
Aus ſchuſſe fein Gutachten abgegeben hatte, und dennoch feine Theil⸗ 
nahme zu der Verſammlung zuſicherte, geeignet gewefen, dem Bezirks⸗ 
hauptmann die Vermuthung nahezulegen, daß es ſich weniger um bie 
Forderung der Wahl in die Grundſteuer⸗Landes⸗Subcommiſſion, als 
vielmehr um deren Hlatanhaltung handle). 

Gegen dieſe Eutſcheldung wurde der Miuiſterial-Recurs einge⸗ 
bracht, in welchem der Bezirksausſchuß anführte, daß die Verſamm⸗ 
lung und Berathung der Faktoren in gleichen gemeinſamen Angeles 
genheiten ohue Eingriff in den ſeinerzeitigen Endbeſchluß der berufenen 
autonomen und öffentlichen Organe ſich als leine Ueberſchreitung des 
Wirkungskreiſes der Bezirksausſchüſſe darſtelle. Das Schlußpetit ging 
dahin, daß das vom Bezirkshauptmann erlaſſene Verbot der Verſamm⸗ 
lung als geſetzwidrig bezeſchuet werde. 

Das Miniſterium des Innern ſand ſich in ſeiner Entſcheidung 
vom 23. Mai l. J., Zahl 7066, aus dem Grunde nicht beſtimmt, 
dem Recurſe des Ch. Bezirksausſchuſſes Folge zu geben, „weil diejer 
zur Einleitung der beanſtändeten Zuſammentretung keine Berech⸗ 
tigung hatte.“ Km. 


Zur Frage, von welcher Behörde eine auf Entziehung einer Gewerbs⸗ 

Eonreffion abzielende Anzeige in Verhandlung zu nehmen iſt, ob von 

der Behürde, welche in letzter Juſtauz die Conceſſton ertheilt hat, oder 
von der ordentlichen Gewerbsbehlürde erſter Juſtanz. 


Dem Anton K. in N. wurde im Juli 1870 vom Miniſlerlum 
des Junern im Recurswege die Coneeſſion zum Betriebe eines Gaſi⸗ 
gewerbes verliehen. Im September l. J. überreichte die Gemeinde N., 
welche ſchon vor der eben erwähnten Conceſſtonsertheilung mehrfache 
Bedenken gegen dle Verläßlichkeit Ka zur Sprache gebracht und fidı 
ganz entſchieden gegen die Conkeſſionirung erklärt halte, dem Miniſte⸗ 
rium eine Eingabe, in welcher fie dieſe Bedenken wiederholte, K. dlrecte 
eines Diebſtahls beſchuldigte und das Begehren ſtellte: die dem K. 
erthellte Gaſtgewerbe-Conceſſton im Sinne des §. 60 der Gew.⸗Ord. 
zurückzunehmen. 

Das Miniſterium des Innern fand mit Erlaß vom 10. Septem- 
ber 1870, Nr. 13578, dieſer Vorſtelluug der Gemeinde „bei Abgang 
genügender neuer Momente, welche nicht ſchon bei der mit Erlaß vom 
31. Juli 1870, Nr. 10618, erfolgten Erledigung des Recurſes des 
Anton K. gewürdigt worden wären — keine Folge zu geben.“ 

Bemerkung des Einſenders: Wenn gleich man mit obiger 
Entſcheldung in eine principlelle Löſung der Frage, welcher Be⸗ 
horde die Conceffionsentziehung im Sinne des 8. 60 zufteht, nicht 
eingehen wollte, jo möchte ich daran doch die Frage knüpſen, ob es 
nach den Beſtimmungen der Gew.⸗Ord. anging, ſoſort in die meri« 
toriſche Erledigung der Anzeige der Gemeinde N. einzugehen und ob 
ſelbe nicht vielmehr der inſtanzmäßigen Entſcheidung zuzuführen geweſen 
wäre? Der $. 60 der Gew.⸗Ord. ſagt, daß, wenn bei einem Ge⸗ 
werbetreibenden der urſprüngliche und noch fortdauernde Mangel eines 
der geſetzlichen Erforderniſſe des felbſtſtändigen Gewerbebetriebes nach⸗ 
träglich zum Vorſchein kommt, der Fortbetrieb des Gewerbes jeder Zeit 
unterſagt, beziehungsweiſe der Gewerbeſchein oder die Coneeſſton zurück 
genommen werden kann. Eine Beſtimmung darüber, ob dieſe Jurück⸗ 
nahme von Seite jener Behörde zu geſchehen habe, welche den Ge⸗ 
werbſchein ausſtellle oder die Conceſſion ertheilte, enthalt dieſer Para⸗ 
graph nicht. Wohl aber ſchreibt $. 146 der Gew.⸗Ord. vor, daß bei 
Zurücknahme einer Gewerbeberechtigung nach 8. 60 die Gründe der 
Partei bekannt zu geben find, welcher der Rerurs an die Oberbehörde 
offen ſteht, woraus geſchloſſen werden muß, daß in einem ſolchen Falle 
der geſetzmäßige Jnſtanzenzug Platz zu greifen hat. 
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Kann man alfo die Zurücknahme einer Conceſſion im Sinne des 
8. 60 nur bel Freilafjung des Recurfes aussprechen, fo fällt auch die 
Würdigung einer auf Zurücknahme einer Conceſſionserkheilung abzielen⸗ 
den Eingabe oder Anzeige unter allen Umſtänden in den Wirkung. 
kreis der Gewerbsbehörde erſter Inſtanz, ohne Unkerſchied, ob die Ge⸗ 
werbsverleihung in erſter oder in einer höheren Inſtanz erfolgte, 
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Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſterlums des Innern vom 9 Juli 1870, 8. 7366, an 
den Landesprüſtdeuten in Kraln, betreffend die Vergütung der Gebühren 
für Eſufaugen und Vertilgen herrenloſer oder verdächtiger Hunde. 


Da in Gemäßheit des . 4 lt, a. des Geſetzes vom 30. April 1870, 
R. G. B. Nr. 68, betreffend die Organiſirung des öffentlichen Sanitätsbienſles, 
den Gemeinden die Durchführung der örllichen Sanilätsvorkehrungen im über: 
tragenen Mürkungskreiſe obliegt, kann es keinem Zweiſel unterliegen, baß, |n: 
wie dies berelts in allen übrigen Aronläubern gefgieht, auch 
in Krain die Waſenmelſtergebühren für das aus ſanktälspolizeilichen Gründen 
gebotene Einfangen und Vertilgen berrenloſer oder verdächliger Hunde von dem 
betreffenben Gemeinden zu beſtrellen find, und eine Belaſtung des Staatſchahes 
aus biefem Titel auf Grund der nunmehr als behoben zu betrachtenden Be: 
ſtimmung des g. 23 ber Maſenmeiſterordnung vom 21. September 1860 nicht 
mehr ftattzufinden hal. 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Majeſtät haben den geheimen Math und Oberhofmaeſcholl Franz 
Grafen v. Kuefftern zum Präsidenten, dann bie_geheunen Mälhe Rudolf 
Eugen Grafen Webna bon Freudenthal und Otſo Grafen von Fünf 
kirchen zu Picepräſidenten des Herrenhauſes des Reichsrathes für die Dauer 
der nächſten Sejlion ernannt. 

Se. Maſeſtät hoben den Landespräfidenſen im Herzogthum Bukowina 
Franz Ritter Murbach v. Rhernfelh aus Aulaß feiner Verſetzung in ben 
ie Ruheſtand den Orden der eifernen Krone zweiter Claſſe taxftei ver⸗ 
iehen. 

Se. Majeftät haben dem Miniſterlalrathe im Finanzminſſteriunn Anton 
Peter Ritter v. Krosheim ber deſſen Verfehung in ben Ruheſtand das 
Gomthurkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

‚Se. Majeftät haben dem Miniſterialrathe extra statum Friedrich Cloner 
eine ſiſtemiſirle Miniſterialrathsſtelle im Finguzmiuſſtertum verliehen. 

Se. Maſeſtäl haben den eee und ſtellvertretenden Reglermiga⸗ 
rath bei der Bulowinäer Landesreglerung Joſef von Medwey zum Genua 
rathe bes Miniſteriums des Innern ernannt. 

Se. Majejtät haben gejtattet, daß dem nieder⸗öſterv. Poſtdirector, Mini: 
ſteriglrath Eduard Ritter v. Gerl, anläßlich feiner Uebernahme in den Ruhe⸗ 
ſtand der Ausdruck der a, h. Zufriedenheit bekannt gegeben werde. 

Se. Majeftät N den Poſtdireckor in Prag. Oberpoſtrath Hermann 


trector in Wien mit den mit bieſer Stelle verbundenen 


Wiſtocki zum Gecretär ernannt. 


Erledigungen 
aus dem Umtsblatte der „Wiener Zeitung“. 

Hilfsämter⸗Direrkions⸗Adiunctenſielle bei der niederöſterr. Finanzlanbes: 
direction in der neunten Diätenclaſſe mit 900 fl. Gehalt und 200 fl. Quartier 
geld bis Ende September 1. J. (Amtsblalt Nr. 218.) . 

Diuruiſlenſtele beim k. k. Steueramle Haag in MNiederöſterreich ait 
78 ½ fr. Taggeld bis 15. September l. J. (Amksblatl Nr. 218.) 
Telegrafen⸗Inſpectorsſtelle mit 1600 fl. Gehalt beim Telegrafeninſpeclo⸗ 
rate in Semlin; Telegrafen⸗Commiſlärsſtelle bei dem Telegrafeninſpeclaxate zu 
Innsbruck mit 1200 fl. Gehalt und Controlorsſtelle mit 1100 fl. Gehalt beim 
Telegrafenamte in Krakau. (Amtsblatt Nr. 214, 215.) 

Ehlrurgiſches Gewerbe in der Marktgemeinde Neunkirchen bis Ende Sep: 
tember I. J. (Amtsblatt Nr. 216.) 5 

Rechnungsoffieialsſtelle erſter Claſſe, 900 fl. Gehalt, eventuell derlei 
Stellen zweiter und britter Elaſſe in den @ehaltöflufen per 800 fl. 700 fl., 
600 fl. oder 500 fl. bei dem k. k. Statthalterel⸗Rechnungsdepartememt zu 
Linz bis Ende September 1870. (Amtsblatt Nr. 219.) 6 

Serunharazteöftelle in der nilderöſterr. Kandes⸗Findelanſtalt auf die 
Dauer von 2 Jahren 600 fl. Gehalt und Naluralquarlier bis 28. September 
1870. (Amtsblatt Nr. 219.) 


Druck von A. Pichler's Witwe & Sohn in Wien. 


Verlag von Mocik Perles in Wien, Stabt, Spegelgaſſe 17. 


